Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 9. Mai 1961 

6— 55121 — 5547/61 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über die Ermächti- 
gung des Gouverneurs für die Bundesrepu- 
blik Deutschland in der Internationalen 
Finanz-Corporation zur Stimmenabgabe für 
eine Änderung des Abkommens über die 
Internationale Finanz-Corporation 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 232. Sitzung am 5. Mai 1961 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schaffer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Ermächtigung des Gouverneurs für die Bundesrepublik 
Deutschland in der Internationalen Finanz-Corporation zur 
Stimmenabgabe für eine Änderung des Abkommens über die 
Internationale Finanz-Corporation 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Der Gouverneur für die Bundesrepublik Deutsch- 
land in der Internationalen Finanz-Corporation wird 
ermächtigt, im Gouverneursrat dafür zu stimmen, 
daß in Artikel III des Abkommens über die Inter- 
nationale Finanz-Corporation (BundesgesetzbL 1956 
II S. 747) Abschnitt 2 und Abschnitt 3 (iv) die aus 
der Anlage ersichtliche Fassung erhalten. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe von § 12 Abs. 1 
und § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 


vom 4. Januar 1952 (BundesgesetzbL I S. 1) auch im 
Land Berlin. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die in Artikel 1 bezeichne- 
ten Änderungen des Abkommens im Falle ihrer An- 
nahme durch den Gouverneursrat nach Artikel VII 
Absatz (c) des Abkommens für die Bundesrepublik 
Deutschland verbindlich werden, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 


Anlage zu Artikel 1 des Gesetzes 

(Vor geschlagene Änderungen des Abkommens über 
die Internationale Finanz-Corporation) 


1. Artikel III Abschnitt 2. 


(Übersetzung) 


Section 2 

Forms of Financing 

The Corporation may make Investments of its 
funds in such form or forms as it may deem 
appropriate in the circumstances. 

2. Artikel III 

(iv) the Corporation shall not assume responsibility 
for managing any enterprise in which it has 
invested and shall not exercise voting rights 
for such purpose or for any other purpose 
which, in its opinion, properly is within the 
scope of managerial control; 


Abschnitt 2 

Arten der Finanzierung 

Die Corporation kann Kapitalanlagen in der Form, 
die sie nach Lage des Falles für geeignet hält, vor- 
nehmen. 

Abschnitt 3 (iv): 

(iv) die Corporation darf für die Leitung von Unter- 
nehmen, in denen sie Kapital angelegt hat, 
keine Verantwortung übernehmen; sie darf für 
diesen Zweck oder für andere, nach ihrer Auf- 
fassung im Aufgabenbereich der Geschäfts- 
leitung liegende Zwecke kein Stimmrecht aus- 
üben; 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Die im Jahre 1956 gegründete Internationale 
Finanz-Corporation (IFC) ist ein internationales Fi- 
nanzierungsinstitut mit einem von 58 Mitglieds- 
ländern gezeichneten Kapital von 96 Mio $. Ihre 
Aufgabe besteht in der Unterstützung der wirt- 
schaftlichen Entwicklung durch Förderung produk- 
tiver privater Unternehmen meist kleiner und mitt- 
lerer Große in ihren Mitgliedsländern, insbeson- 
dere in den weniger entwickelten Gebieten. Hier- 
durch ergänzt sie die Tätigkeit der Weltbank, mit 
der sie organisatorisch eng verbunden ist. 

Die Bundesrepublik hat dem IFC-Abkommen durch 
das Gesetz betreffend das Abkommen über die 
Internationale Finanz-Corporation und betreffend 
Gouverneure und Direktoren in der Internationalen 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung, in der 
Internationalen Finanz-Corporation und im Inter- 
nationalen Währungsfonds vom 12. Juli 1956 (Bun- 
desgesetzbl. II S. 747) zugestimmt. Ihr Anteil am 
Kapital der IFC beträgt 3,665 Mio $ und ist voll ein- 
gezahlt. 

2. Die IFC hat bis zum 31. Dezember 1960 Kre- 
dite im Gesamtbetrag von 45 Mio $ an 37 Unterneh- 
men gewährt. Nach der gegenwärtigen Fassung des 
Abkommens kann sie ihre Kapitalanlagen in der 
Form vornehmen, die sie nach Lage des Einzelfalles 
für geeignet hält. Sie darf jedoch keine Anteile am 
Eigenkapital einer Unternehmung erwerben. Die bis- 
herige Geschäftstätigkeit hat gezeigt, daß die Arbeit 
der IFC durch dieses Verbot erheblich beeinträchtigt 
wird. Da die Eigenkapitalausstattung von privaten 
Unternehmen in Entwicklungsländern häufig unzu- 
reichend ist, sind ihre Möglichkeiten zur Aufnahme 
von Krediten begrenzt. Die IFC hat versucht, diese 
Schwierigkeit durch besondere Finanzierungsformen, 
z. B. durch Verzicht auf eine feste Verzinsung zu- 
gunsten eines Anteils am Gewinn, zu beseitigen. 
Eine echte Stärkung der Eigenkapitalstruktur ist 
aber auch hierdurch nicht möglich. Die IFC glaubt 
deshalb, daß sie ihre Aufgabe besser erfüllen 
könnte, wenn ihr die Möglichkeit zum Erwerb von 
Anteilen am Eigenkapital von Unternehmen gege- 
ben wird. Hierdurch könnte nach ihrer Auffassung 
auch das Interesse privater Kapitalgeber, gemein- 
sam mit der IFC in Entwicklungsländern zu inve- 
stieren, erhöht werden. 

Die IFC beabsichtigt nicht, durch Ausübung des mit 
Eigenkapitalanteilen verbundenen Stimmrechts Ein- 
fluß auf die Geschäftsführung der Betriebe zu neh- 
men. Die Satzungsänderungen legen deshalb fest, 
daß das Stimmrecht zu den Zwecken nicht ausgeübt 
werden darf, die nach Auffassung der Corporation 
in den eigentlichen Aufgabenbereich der Geschäfts- 
leitung fallen. Der dem Schutz der IFC dienende 
Artikel III Abschnitt 4 bleibt unberührt. 

3. Der Präsident der IFC hat deshalb auf der 
Jahresversammlung 1960 unter Befürwortung der 
Gouverneure eine Abkommensänderung vorgeschla- 


gen, die der IFC das Recht zum Erwerb von Antei- 
len am Eigenkapital gibt. Eine entsprechende Ände- 
rung des Abkommens ist am 20. Februar 1961 vom 
Direktorium gebilligt und den Gouverneuren zur 
Beschlußfassung vorgelegt worden. 

Die Bundesregierung hält die vorgeschlagene Ände- 
rung aus den unter 2. genannten Gründen für zweck- 
mäßig. 

II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 

Die gesetzliche Ermächtigung ist erforderlich, weil 
der deutsche Gouverneur in der IFC nach Artikel 3 
des Bundesgesetzes vom 12. Juli 1956 für eine Än- 
derung des Abkommens nur stimmen darf, wenn 
und soweit er zu dieser Stimmabgabe durch ein 
Bundesgesetz ermächtigt worden ist. Die Abkom- 
mensänderung bedarf nach Artikel VII des Abkom- 
mens der Stimmen von drei Fünftel der Gouver- 
neure, die vier Fünftel der gesamten Stimmrechte 
vertreten. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist gemäß Artikel 
105 Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, weil 
die in Aussicht genommene Abkommensänderung 
den Kreis der möglichen Anwendungsfälle des Ar- 
tikels VI Abschnitt 9 des Abkommens (Befreiung 
von Besteuerung) erweitern könnte, was allerdings 
für die Bundesrepublik wegen der Betätigung der 
IFC in wirtschaftlich weniger entwickelten Gebieten 
kaum jemals praktisch werden dürfte. 

Die für die Abkommensänderung sprechenden 
Gründe sind unter 2. des Allgemeinen Teils dar- 
gelegt. 

Zu Artikel 2 

Das Gesetz soll auch im Land Berlin gelten; es ent- 
hält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht den Er- 
fordernissen des Artikels 82 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes. 

Die in Artikel 1 bezeichneten Änderungen des Ab- 
kommens treten nur in Kraft, wenn sie vom Gouver- 
neursrat mit der erforderlichen Stimmenmehrheit 
angenommen werden. Sie werden dann für die Mit- 
glieder — falls der Gouverneursrat keine kürzere 
Frist bestimmt — drei Monate nach ihrer Mitteilung 
durch die Corporation verbindlich. Absatz 2 sieht 
, daher vor, daß für den Fall der Annahme der Ände- 
rungen der Zeitpunkt im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben ist, mit dem die Änderungen hiernach für 
die Bundesrepublik Deutschland verbindlich werden. 

III. 

Durch die Ausführung des Gesetzes werden Bund, 
Länder und Gemeinden nicht mit Kosten belastet. 
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